
 

 

Synopse der beabsichtigten Satzungsänderungen1 
 
 

Aktuelle Fassung der Satzung 
 

(Stand: November 2021) 

Beabsichtigte Neufassung 
 

(Beschlussvorschlag an die Hauptversammlung  
am 24. Mai 2023) 

 

Zu Tagesordnungspunkt 9 

§ 4 (Grundkapital) Absatz 3 der Satzung 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis 
zum 14. Mai 2023 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ein-
malig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
18.304.587 EURO zu erhöhen (genehmigtes Kapital 
I). Den Aktionären ist mit den nachfolgenden Ein-
schränkungen ein Bezugsrecht einzuräumen: Der 
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Spitzenbeträge bei Kapitalerhöhungen ge-
gen Bar- oder Sacheinlagen von dem Bezugsrecht 
der Aktionäre auszunehmen. Der Vorstand wird er-
mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht bei Kapitalerhöhungen auch insoweit aus-
zuschließen, wie es erforderlich ist, um Inhabern 
oder Gläubigern der von der Gesellschaft oder von 
deren unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungs-
gesellschaften gewährten Options- oder Wand-
lungsrechten oder auferlegten -pflichten ein Bezugs-
recht auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien 
in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder 
bei Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht als 
Aktionär zustehen würde. Der Vorstand ist weiter er-
mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht auszuschließen, sofern die Kapitalerhö-
hung gegen Sacheinlagen, insbesondere beim Er-
werb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Betei-
ligungen an Unternehmen oder von sonstigen Ver-
mögensgegenständen einschließlich Rechten und 
Forderungen oder im Rahmen von Unternehmens-
zusammenschlüssen, erfolgt. Das Bezugsrecht der 
Aktionäre kann darüber hinaus mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bei Kapitalerhöhungen gegen Barein-
lagen ausgeschlossen werden, wenn der Ausgabe-
betrag der neuen auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien den Börsenpreis zum Zeitpunkt der endgülti-
gen Festlegung des Ausgabebetrages, die möglichst 
zeitnah zur Platzierung der auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien erfolgen soll, nicht wesentlich unter-
schreitet (vereinfachter Bezugsrechtsausschluss 
nach § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG). Die unter Aus-
schluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis 
zum 23. Mai 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ein-
malig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
17.269.260 EURO zu erhöhen (genehmigtes Kapi-
tal I).  
 
Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugs-
recht einzuräumen. Das Bezugsrecht kann auch 
in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen 
Aktien von einem oder mehreren Kreditinsti-
tut(en) oder diesen nach § 186 Absatz 5 Satz 1 
AktG gleichstehenden Unter-nehmen mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Ak-
tionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten 
(mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist je-
doch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden 
Fällen auszuschließen:  
 
a) zum Ausgleich von Spitzenbeträgen bei Kapital-

erhöhungen;  
 
b) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern oder 

Gläubigern der von der Gesellschaft oder von de-
ren unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungs-
gesellschaften gewährten Options- oder Wand-
lungsrechten oder auferlegten -pflichten ein Be-
zugsrecht auf neue auf den Inhaber lautende 
Stückaktien in dem Umfang zu gewähren, wie es 
ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wand-
lungsrechts oder bei Erfüllung der Options- oder 
Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde. 

 
c) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, 

insbesondere im Rahmen von Unterneh-
menszusammenschlüssen, beim Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligun-
gen an Unternehmen oder von sonstigen Vermö-
gensgegenständen einschließlich Rechten und 
Forderungen.  

 

 
1  Die beabsichtigte Änderung ist durch Fettdruck hervorgehoben. 
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10 % des bei Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung oder – falls dieser Wert geringer ist – bei Be-
schlussfassung über die erstmalige Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals vorhandenen Grundkapitals 
nicht überschreiten. Die Höchstgrenze von 10 % des 
Grundkapitals vermindert sich um den anteiligen Be-
trag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien 
entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter 
oder entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 
3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. 
Ferner vermindert sich diese Grenze um Aktien, die 
zur Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten 
oder -pflichten ausgegeben wurden oder auszuge-
ben sind, sofern die Options- oder Wandlungsrechte 
oder -pflichten während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entspre-
chend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG gewährt oder auf-
erlegt wurden. Der Vorstand ist ferner ermächtigt, 
die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und 
ihrer Durchführung mit Zustimmung des Aufsichts-
rats festzulegen. 
 

d) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn 
der Ausgabebetrag der neuen auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien den Börsenpreis zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-
gabebetrages, die möglichst zeitnah zur Platzie-
rung der auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
erfolgen soll, nicht wesentlich unterschreitet (ver-
einfachter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 
Absatz 3 Satz 4 AktG). Die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 
AktG ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 10 
% des bei Beschlussfassung der Hauptver-
sammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – 
bei Beschlussfassung über die erstmalige Aus-
nutzung des genehmigten Kapitals vorhandenen 
Grundkapitals nicht überschreiten. Die Höchst-
grenze von 10 % des Grundkapitals vermindert 
sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, 
der auf diejenigen Aktien entfällt, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts in direkter oder ent-
sprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. 
Ferner vermindert sich diese Grenze um Aktien, 
die zur Bedienung von Options- oder Wand-
lungsrechten oder -pflichten ausgegeben wurden 
oder auszugeben sind, sofern die Options- oder 
Wandlungsrechte oder -pflichten während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts entsprechend § 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG gewährt oder auferlegt wurden. 

 
Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Ein-
zelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchfüh-
rung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 
 
Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben werden, dürfen (i) zusammen mit 
Aktien, die von der Gesellschaft während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderer 
Ermächtigungen unter Bezugsrechtsausschluss 
ausgegeben werden sowie (ii) zusammen mit Ak-
tien, die zur Bedienung von Options- oder Wand-
lungsrechten oder -pflichten ausgegeben wur-
den oder auszugeben sind, sofern die Options- 
oder Wandlungsrechte oder -pflichten während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts gewährt oder aufer-
legt wurden, rechnerisch einen Anteil von 10 % 
des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens dieser Ermächtigung nicht überschrei-
ten. Auf die vorstehende Grenze werden Aktien, 
die zum Ausgleich von Spitzenbeträgen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhö-
hungen ausgegeben werden, nicht angerechnet. 
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Zu Tagesordnungspunkt 10 

§ 4 (Grundkapital) Absatz 4 der Satzung 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis 

zum 25. Mai 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender 

Stückaktien gegen Bareinlagen einmalig oder mehr-

mals um bis zu insgesamt 9.152.293 EURO zu erhö-

hen (genehmigtes Kapital III). Den Aktionären ist mit 

den nachfolgenden Einschränkungen ein Bezugs-

recht einzuräumen: Der Vorstand ist ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge bei 

Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen von dem Be-

zugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Das Be-

zugsrecht der Aktionäre kann weiter mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bei Kapitalerhöhungen gegen Bar-

einlagen ausgeschlossen werden, wenn der Ausga-

bebetrag der neuen auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien den Börsenpreis zum Zeitpunkt der end-

gültigen Festlegung des Ausgabebetrages, die mög-

lichst zeitnah zur Platzierung der auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien erfolgen soll, nicht wesentlich 

unterschreitet (vereinfachter Bezugsrechtsaus-

schluss nach § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG). Die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 

3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien dürfen insge-

samt 10 % des bei Beschlussfassung der Hauptver-

sammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – bei 

Beschlussfassung über die erstmalige Ausnutzung 

des genehmigten Kapitals vorhandenen Grundkapi-

tals nicht überschreiten. Die Höchstgrenze von 10 % 

des Grundkapitals vermindert sich um den anteiligen 

Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien 

entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächti-

gung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter 

oder entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 

3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. 

Ferner vermindert sich diese Grenze um Aktien, die 

zur Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten 

oder -pflichten ausgegeben wurden oder auszuge-

ben sind, sofern die Options- oder Wandlungsrechte 

oder -pflichten während der Laufzeit dieser Ermäch-

tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entspre-

chend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wur-

den. Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren 

Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-

führung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzule-

gen.  

 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis 
zum 23. Mai 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender 
Stückaktien gegen Bareinlagen einmalig oder mehr-
mals um bis zu insgesamt 8.634.630 EURO zu erhö-
hen (genehmigtes Kapital II).  
 
Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Das Bezugsrecht kann auch in der 
Weise eingeräumt werden, dass die neuen Ak-
tien von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) 
oder diesen nach § 186 Absatz 5 Satz 1 AktG 
gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären 
der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittel-
bares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch er-
mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen aus-
zuschließen: 
 
a) zum Ausgleich von Spitzenbeträgen bei Kapital-

erhöhungen gegen Bareinlagen ausgeschlos-
sen werden;  

 
b) wenn der Ausgabebetrag der neuen auf den In-

haber lautenden Stückaktien den Börsenpreis 
zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrages, die möglichst zeitnah zur Plat-
zierung der auf den Inhaber lautenden Stückak-
tien erfolgen soll, nicht wesentlich unterschreitet 
(vereinfachter Bezugsrechtsausschluss nach 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG). Die unter Aus-
schluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Ab-
satz 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien dürfen 
insgesamt 10 % des bei Beschlussfassung der 
Hauptversammlung oder – falls dieser Wert ge-
ringer ist – bei Beschlussfassung über die erst-
malige Ausnutzung des genehmigten Kapitals 
vorhandenen Grundkapitals nicht überschreiten. 
Die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals 
vermindert sich um den anteiligen Betrag des 
Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter 
oder entsprechender Anwendung des § 186 Ab-
satz 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 
wurden. Ferner vermindert sich diese Grenze um 
Aktien, die zur Bedienung von Options- oder 
Wandlungsrechten oder -pflichten ausgegeben 
wurden oder auszugeben sind, sofern die Opti-
ons- oder Wandlungsrechte oder -pflichten wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG gewährt oder auf-
erlegt wurden. 
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Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Ein-
zelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchfüh-
rung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 

 
Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben werden, dürfen (i) zusammen mit 
Aktien, die von der Gesellschaft während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderer 
Ermächtigungen unter Bezugsrechtsausschluss 
ausgegeben werden sowie (ii) zusammen mit Ak-
tien, die zur Bedienung von Options- oder Wand-
lungsrechten oder -pflichten ausgegeben wur-
den oder auszugeben sind, sofern die Options- 
oder Wandlungsrechte oder -pflichten während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts gewährt oder aufer-
legt wurden, rechnerisch einen Anteil von 10 % 
des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens dieser Ermächtigung nicht überschrei-
ten. Auf die vorstehende Grenze werden Aktien, 
die zum Ausgleich von Spitzenbeträgen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhö-
hungen ausgegeben werden, nicht angerechnet. 

Zu Tagesordnungspunkt 11 

§ 4 (Grundkapital) Absatz 5 der Satzung 

Das Grundkapital ist um bis zu 9.152.293 EURO, 

eingeteilt in bis zu 9.152.293 auf den Inhaber lau-

tende Stückaktien, bedingt erhöht (bedingtes Kapi-

tal). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von 

Options- oder Wandlungsrechten oder die zur 

Wandlung/Optionsausübung Verpflichteten aus ge-

gen Bareinlage ausgegebenen Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kom-

binationen dieser Instrumente), die von der Gesell-

schaft oder einem nachgeordneten Konzernunter-

nehmen der Gesellschaft aufgrund der Ermächti-

gung des Vorstands durch Hauptversammlungsbe-

schluss vom 15. Mai 2018 bis zum 14. Mai 2023 aus-

gegeben oder garantiert werden, von ihren Options- 

oder Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, 

soweit sie zur Wandlung/Optionsausübung ver-

pflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung/Opti-

onsausübung erfüllen oder soweit die Gesellschaft 

ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle 

der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Ge-

sellschaft zu gewähren. Die bedingte Kapitalerhö-

hung wird nicht durchgeführt, soweit ein Baraus-

gleich gewährt wird oder eigene Aktien, Aktien aus 

genehmigtem Kapital oder Aktien einer anderen bör-

sennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt 

werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 

dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 

Das Grundkapital ist um bis zu 8.634.630 EURO, 
eingeteilt in bis zu 8.634.630 auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien, bedingt erhöht (bedingtes Kapi-
tal). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von 
Options- oder Wandlungsrechten oder die zur 
Wandlung/Optionsausübung Verpflichteten aus ge-
gen Bareinlage ausgegebenen Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kom-
binationen dieser Instrumente), die von der Gesell-
schaft oder einem nachgeordneten Konzernunter-
nehmen der Gesellschaft aufgrund der Ermächti-
gung des Vorstands durch Hauptversammlungsbe-
schluss vom 24. Mai 2023 bis zum 23. Mai 2026 
ausgegeben oder garantiert werden, von ihren Opti-
ons- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen 
oder, soweit sie zur Wandlung/Optionsausübung 
verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wand-
lung/Optionsausübung erfüllen oder soweit die Ge-
sellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise 
anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages Ak-
tien der Gesellschaft zu gewähren. Die bedingte Ka-
pitalerhöhung wird nicht durchgeführt, soweit ein 
Barausgleich gewährt wird oder eigene Aktien, Ak-
tien aus genehmigtem Kapital oder Aktien einer an-
deren börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung 
eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien 
erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend 
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Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmen-

den Options- oder Wandlungspreis. Die neuen Ak-

tien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 

dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich 

zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien 

hiervon und von § 60 Absatz 2 AktG abweichend, 

auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, 

festlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen.  

bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu 
bestimmenden Options- oder Wandlungspreis. Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; so-
weit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung 
neuer Aktien hiervon und von § 60 Absatz 2 AktG 
abweichend, auch für ein bereits abgelaufenes Ge-
schäftsjahr, festlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-
zelheiten der Durchführung der bedingten Kapitaler-
höhung festzusetzen. 

Zu Tagesordnungspunkt 12 

§ 14 (Einberufung der Hauptversammlung) der Satzung 

Die Hauptversammlung wird, soweit dazu nicht an-

dere Personen von Gesetzes wegen befugt sind, 

durch den Vorstand einberufen. Die Einberufung 

muss mindestens sechsunddreißig Tage vor dem 

Tag der Versammlung im Bundesanzeiger bekannt 

gemacht werden. 

Die Hauptversammlung wird, soweit dazu nicht an-
dere Personen von Gesetzes wegen befugt sind, 
durch den Vorstand einberufen. Die Einberufung 
muss mindestens sechsunddreißig Tage vor dem 
Tag der Versammlung im Bundesanzeiger bekannt 
gemacht werden. Der Vorstand ist ermächtigt vor-
zusehen, dass die Hauptversammlung als eine 
Versammlung ohne physische Präsenz der Akti-
onäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle 
Hauptversammlung), wenn die Versammlung in-
nerhalb von zwei Jahren nach Eintragung dieser 
Satzungsbestimmung in das Handelsregister 
stattfindet. 

Zu Tagesordnungspunkt 13 

§ 10 (Einberufung und Beschlussfassung) Absatz 2 der Satzung 

Die Mitglieder des Vorstands können an den Sitzun-

gen des Aufsichtsrats teilnehmen, soweit der Auf-

sichtsratsvorsitzende aus besonderem Grund nichts 

anderes bestimmt. 

Vorbehaltlich der gesetzlichen Regelungen kön-
nen die Mitglieder des Vorstands an den Sitzungen 
des Aufsichtsrats teilnehmen, soweit der Aufsichts-
ratsvorsitzende aus besonderem Grund nichts ande-
res bestimmt 

§ 16 (Ablauf der Hauptversammlung) Absatz 5 der Satzung 

 Aufsichtsratsmitglieder dürfen in Abstimmung 
mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden im Wege der 
Bild- und Tonübertragung an der Hauptver-
sammlung teilnehmen, wenn das betreffende 
Aufsichtsratsmitglied an der physischen Teil-
nahme am Ort der Hauptversammlung verhin-
dert ist, wenn das Aufsichtsratsmitglied seinen 
Wohnsitz im Ausland hat, wenn eine Anwesen-
heit des Aufsichtsratsmitglieds am Ort der 
Hauptversammlung mit einer unangemessen 
langen Reisedauer verbunden wäre oder wenn 
die Hauptversammlung als virtuelle Hauptver-
sammlung abgehalten wird 

 


